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Wir leben in stürmischen Zeiten: 
Deutschland schickt sich an, in der 
kommenden Neuaufteilung der Welt 
unter den imperialistischen Mächten 
nicht nur die zweite Geige spielen zu 
müssen. Zwar ist Deutschland heute 
noch nicht bereit, in das immer ag-
gressivere Ringen der imperialisti-
schen Mächte, allen voran der USA, 
Russland und China, im großen Stil 
einzusteigen. Doch der deutsche Staat  
unternimmt alles , um deutschen Kon-
zernen auch in Zukunft besonders 
günstige Ausbeutungsmöglichkeiten 
und hohe Profite zu sichern. Das be-
kommen wir bereits heute tagtäglich 
zu spüren: der Lebensstandard sinkt 
langsam, aber kontinuierlich. Und die 
Hoffnung darauf, dass für uns alle die 

Kurve bald wieder nach oben zeigt, 
wird von Kürzungspaketen und Stel-
lenabbau immer wieder zunichte ge-
macht.

Deutsche Konzerne  
kämpfen um Profite

Tatsächlich kommt die deutsche 
Wirtschaft seit der letzten größeren 
Krise 2019 einfach nicht ins Rollen, 
sondern stagniert. Der deutsche Staat 
versucht zwar tatkräftig die deut-
schen Konzerne zu unterstützen und 
hat mit verschiedensten Geschenken 
in den letzten Jahren immer wieder 
neue Anläufe unternommen, um den 
lang ersehnten Aufschwung anzukur-
beln. Doch statt dickem Plus in den 

Bilanzen kämpfen deutsche Konzer-
ne weiter vor allem damit, gegen die 
chinesische Industrie und die ameri-
kanische Tech-Branche nicht unter-
zugehen. Miele, Siemens und Bosch 
bauten bereits zehntausende Stellen 
ab. Und allein im ehemaligen deut-
schen Flaggschiff, der Autoindustrie, 
sind von Herbst 2024 bis Herbst 2025 
innerhalb eines Jahres knapp 50.000 
Arbeitsplätze verlorengegangen. 

Auch der Volkswagen-Konzern ver-
langt derzeit von seinen eigenen 
Arbeiter:innen einen dauerhaften 
Lohnverzicht und droht ansonsten 
mit der Schließung einiger oder sogar 
aller seiner Werke in Deutschland.   
> Weiter auf Seite 2

Die Kapitalist:innen steuern in immer größere Krisen und immer größere Kriege – und 
wir Arbeiter:innen zahlen den Preis dafür. Erst wenn wir unsere Geschicke in die eigene 
Hand nehmen, wird sich das ändern. - Ein Kommentar von Mohannad Lamees.

In Kriegen und Krisen verschärft 
sich auch der Druck auf die Presse-
freiheit. Wo Gewalt gegen Journa-
list:innen angewendet wird, geht 
es stets auch darum, alle Journa-
list:innen und Aktivist:innen, die 
es ihnen gleich tun könnten, einzu-
schüchtern. > Seite 6

Kritischer Journalismus 
im Fadenkreuz

Die Missbrauchsfälle durch Lehrer 

in Erfurt und Bremen zeigen ein 

Versagen der Schulen, Lehrer:in-

nen, Gerichte und Gesetze auf. 

Täter bleiben lange ungestört, und 

Betroffene können sich auf keinen 

Schutz verlassen. > Seite 3

Staat und Schulen schüt-
zen Mädchen nicht

Die griechische klassenkämpferi-
sche Betriebsorganisation „Taxiki 
Poreia“ hat im Februar eine landes-
weite Konferenz in Athen veran-
staltet. Wir haben die Genoss:innen 
zu den Ergebnissen ihrer Konferenz 
interviewt. > Seite 7

Interview: „Dieser Kampf 
ist ein gemeinsamer“

Vor 70 Jahren wurde der deutsche 

Auslandsgeheimdienst BND von 

den USA zusammen mit Faschist:in-

nen gegründet. Heute  wird der Ge-

heimdienst im Zuge der deutschen 

Kriegsvorbereitungen weiter aus-

gebaut. > Seite 8

70 Jahre BND: Spionage 
für den Krieg

Schon wieder Krieg - was machen wir?
Mit dem jüngsten Überfall auf den 
Iran am 28. Februar wollten die USA 
und Israel einen Regimewechsel im 
Land erzwingen und den Raum West-
asien nach ihren Interessen umge-
stalten. Die offensiven Gegenschläge 
des Iran gegen die gesamte Golfre-
gion haben die Weltwirtschaft in eine 
nachhaltige Krise gestürzt, der Krieg 

gegen den Iran droht zu einem Flä-
chenbrand zu werden. Gleichzeitig 
regen sich in Deutschland in den 
letzten Jahren vermehrt Antikriegs-
proteste. Wollen wir diese weiter-
entwickeln und tatsächlich kommen-
de Kriege verhindern, müssen wir 
das Problem an der Wurzel packen.  
> Seiten 4-5

Bereit machen für 
die neue Zeit!

Am 1. Mai und jeden Tag:
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Das Spiel mit der Angst hat System: 
Schon 2024 schwörten die Betriebs-
räte und die Gewerkschaft die VW-
Arbeiter:innen darauf ein, gemein-
sam für das Überleben des Konzerns 
niedrigere Löhne in Kauf zu nehmen, 
während sich das VW-Management 
den Bonus-Höchstsatz auszahlte. 
Und auch in anderen Branchen haben 
wir Arbeiter:innen am Ende des Mo-
nats faktisch weniger Geld als noch 
vor einigen Jahren zur Verfügung – 
daran ändern auch die lauwarmen 
Tarifabschlüsse mit den mageren Er-
höhungen zum Beispiel im öffentli-
chen Dienst wie zu Beginn des Jahres 
nichts.

Während die Konzerne so die Kosten 
der Krise auf uns Arbeiter:innen ab-
wälzen, fordern sie gleichzeitig vom 
deutschen Staat noch mehr Unter-
stützung. Mit der Grundgesetzän-
derung vom Frühjahr 2025 des zum 
damaligen Zeitpunkt de facto bereits 
abgewählten Bundestags ermöglicht 
der Staat im nächsten Jahrzehnt mil-
liardenschwere Großaufträge an die 
eigene Industrie. Neben dem Aufbau 
einer von anderen imperialistischen 
Staaten unabhängigeren Energiever-
sorgung steht vor allem das Päppeln 
der eigenen Rüstungsindustrie im 
Vordergrund. Die deutsche Rech-
nung: Eigene Wirtschaft ankurbeln 
und kriegstüchtig werden zum Preis 
von einem.

Arbeiter:innen  
zahlen den Preis

Und auch wenn Deutschland nach 
wie vor die drittgrößte Volkswirt-
schaft der Welt ist, wächst weder das 
Geld für die Geschenke an das Kapi-
tal auf den Bäumen, noch kommen 
die Finanzspritzen wirklich uns Ar-
beiter:innen zugute. Nein, damit der 
Staat massiv Geld in die Wirtschaft – 
sprich in die Profite der Kapitalist:in-
nen – hineinpumpen kann, muss er 
an anderen Stellen kürzen. Genau das 
erleben wir derzeit, wenn die Merz-
Regierung das Rentensystem „refor-
miert” und damit ältere Menschen 
zwingen möchte, länger zu arbeiten, 
Sanktionen für Bürgergeldempfän-
ger:innen verschärft und die Bezüge 
so gekürzt werden oder im Gesund-
heitswesen zwar die Krankenkassen-
beiträge für uns steigen, Leistungen 
und Versorgungen aber immer spär-
licher werden.

Bundeskanzler Merz machte bereits 
sehr deutlich, dass er uns allen einen 
„neuen Konsens der Gerechtigkeit” 
aufdrücken möchte. Mit anderen 
Worten: Wir Arbeiter:innen sollen 
uns daran gewöhnen, dass wir mehr 
arbeiten müssen, dass wir weniger 
Unterstützung durch den Staat be-
kommen und dass im Großen und 
Ganzen noch mehr des gesellschaft-
lichen Wohlstands, den eigentlich 

wir Arbeiter:innen erarbeiten, an die 
Kapitalist:innen umverteilt werden 
wird. Dahinter steckt nichts anderes 
als der eigentliche Charakter der Ge-
sellschaft, in der wir heute leben: Wir 
leben in einer Klassengesellschaft, in 
der eine kleine Minderheit, die Kapi-
talist:innen, über die Mehrheit, uns 
Arbeiter:innen, herrscht, um uns für 
ihre eigenen Profite ausbeuten zu 
können. Je offensiver der deutsche 
Staat die Interessen der deutschen 
Kapitalist:innen absichert, desto kla-
rer tritt dieser grundsätzliche Cha-
rakter hervor.

Lange war Deutschland in der Lage, 
genau dieses Verhältnis zu verste-
cken – vor allem vor den eigenen 
Arbeiter:innen. Deutsche Kapita-
list:innen konnten es sich leisten, die 
eigenen Arbeiter:innen gut zu versor-
gen und durch Zugeständnisse einen 
„Frieden” zwischen den Klassen zu 
erkaufen. Doch genau dieser Frieden 
wurde von den Kapitalist:innen auf-
gekündigt – und Stellenabbau und 
Kürzungspolitik sind die ersten An-
griffe von vielen, die die Kapitalist:in-
nen mithilfe des kapitalistischen 
Staates gegen uns fahren werden.

Eine gemeinsame  
Bewegung schaffen

Dass es in Deutschland überhaupt 
einen Sozialstaat mit Rentensystem, 
einem 8-Stunden-Tag und Grundver-
sorgung für die meisten Menschen 
gibt, ist das Ergebnis jahrzehntelan-
ger Arbeitskämpfe gewesen. Wenn 
die Merz-Regierung aus CDU und 
SPD heute beispielsweise versucht, 
den 8-Stunden-Tag unter dem Vor-
zeichen einer angeblichen „Flexibili-
sierung” aufzuweichen und uns dar-

auf vorbereitet, für das gleiche Geld 
zukünftig zehn oder mehr Stunden 
arbeiten zu müssen, dann greift sie 
damit die Erfolge der internationalen 
Arbeiter:innenbewegung des späten 
19. und frühen 20. Jahrhunderts an. 
Durch Streiks und Aufstände konnte 
sich die internationale Arbeiter:in-
nenbewegung von der ersten Er-
kämpfung des 8-Stunden-Tags durch 
Bauarbeiter in Melbourne im Jahr 
1856 bis zum fünf Monate langen 
Streik für kürzere Arbeitszeiten der 
Textilarbeiterinnen im sächsischen 
Crimmitschau 1904 und 1905, von 
den Haymarkt Riots im Jahr 1886 in 
Chicago bis zum „Blutmai” 1929 in 
Berlin dieses Recht erst sichern.

In Gedenken an die Haymarket Ri-
ots entstand in den 1880er Jahren der 
internationale Kampftag der Arbei-
ter:innenklasse am 1. Mai. Auch die-
ses Jahr werden zu diesem Tag Arbei-
ter:innen in ganz Deutschland wieder 
zu Zehntausenden auf die Straße 
gehen. Heute, das müssen wir aber 
nüchtern feststellen, stehen wir den 
Angriffen des Kapitals deutlich un-
organisierter, deutlich wehrloser ge-
genüber als vor 100 oder 150 Jahren. 
Während die Kapitalist:innen immer 
größere Angriffe auf unsere Klasse 
planen, bremsen die Gewerkschaf-
ten unsere Forderungen und Kämpfe 
heutzutage eher aus, anstatt uns zu 
mehr Durchschlagskraft zu verhel-
fen. Und statt gemeinsamen Kampf 
als Klasse sind wir Arbeiter:innen, 
nicht zuletzt durch den von Kapital-
seite befeuerten Sozialchauvinismus, 
zutiefst gespalten.

Genau diesen Zustand gilt es heu-
te zu überwinden! Machen wir uns 
deutlich, in was für einer Gesell-

Klassenkampf2

schaft, in was für einer Zeit wir heute 
leben: Merz und Co. wollen uns weis 
machen, dass es uns allen bald wieder 
besser geht, wenn einige von uns Ar-
beiter:innen den Gürtel ein wenig en-
ger schnallen und wir fleißiger wer-
den. Doch tatsächlich steuern wir, 
angetrieben vom ewigen Streben der 
Kapitalist:innen nach mehr Profiten, 
auf immer größere Krisen und Kriege 
zu. Nur der Wiederaufbau einer Ar-
beiter:innenbewegung, die geschlos-
sen zusammensteht und die Angriffe 
des Kapitals zurückschlägt, kann das 
Ruder herumreißen.

Sozialismus erkämpfen

Erst, wenn wir Arbeiter:innen selbst 
unsere Geschicke lenken und die 
gesellschaftlichen Verhältnisse um-
stürzen, wird der Zyklus aus neuen 
Krisen und neuen Kriegen dauerhaft 
durchbrochen werden. Um das zu er-
reichen, müssen die Kapitalist:innen 
enteignet werden – ihre Fabriken und 
Produktionsstätten, ihre Maschinen, 
Büros und Rohstoffe müssen allen ge-
hören. Nicht die VW-Manager:innen 
entscheiden dann zum Beispiel darü-
ber, wie der Konzern geleitet wird, in-
dem sie ihre eigenen Interessen und 
die Interessen der VW-Eigentümer 
in den Vordergrund stellen, sondern 
die Arbeiter:innen, die die Werke erst 
mit Leben füllen, entscheiden selbst. 
Hält diese Produktionsweise in allen 
Betrieben Einzug, dann ist die Grund-
voraussetzung dafür geschaffen, dass 
wir tatsächlich eine neue Gesell-
schaft aufbauen. Das wird eine Ge-
sellschaft sein, in der der Wohlstand, 
den wir erarbeiten, auch gerecht auf 
alle verteilt wird und uns allen zugu-
te kommt. Es geht dann nicht mehr 
darum, zu produzieren, um die Ta-
schen der Kapitalist:innen zu füllen, 
sondern um ein gutes Leben für alle 
zu ermöglichen. Mit dem Ende der 
extremen Ungleichheit in der Ver-
teilung des gesellschaftlichen Reich-
tums wird dann auch die Grundlage 
dafür gelegt werden, dass nicht mehr 
die Reichsten bestimmen, sondern 
wir alle gemeinsam unser Zusam-
menleben organisieren. Die Gesell-
schaftsform, in der all dies möglich 
ist, wurde von der internationalen 
Arbeiter:innenbewegung seit Mitte 
des 19. Jahrhundert als Sozialismus 
bezeichnet.

Vergessen wir deswegen nicht: 
Es waren sozialistische Ideen und 
Kämpfe, die uns die Errungenschaf-
ten der Arbeiter:innenbewegung be-
schert haben. Und es können sozia-
listische Ideen und Kämpfe sein, mit 
der wir heute eine neue Arbeiter:in-
nenbewegung aufbauen, diese Errun-
genschaften zu verteidigen, dauerhaft 
zu sichern und eine sozialistische Ge-
sellschaft aufzubauen. Beenden wir 
die Zeit der Kapitalist:innen. Machen 
wir uns bereit für eine neue Zeit!



Anfang Februar 2026: Ein Gymnasial-
lehrer wird am Erfurter Landgericht 
zu einer Haftstrafe  verurteilt. Über 
Jahre hinweg hat er Schülerinnen se-
xualisierte Gewalt zugefügt. Ein wei-
terer Lehrer desselben Gymnasiums 
wurde im Oktober des vergangenen 
Jahres wegen ähnlicher Vorwürfe 
ebenfalls zu einer Haftstrafe verur-
teilt.

Das Verhalten des Lehrers gegen-
über Schülerinnen war wohl auch 
„Gesprächsthema“ in der Schule. Der 
Richter des Falls war entsetzt über die 
Inhalte der Akten. Für ihn entstand 
der Eindruck, dass es lange dauerte, 
bis an der Schule überhaupt etwas 
geschah.

Der besonders groteske Zustand an 
der Schule zeigte sich darin, dass sich 
eine der betroffenen Schülerinnen we-
gen der ihr zugefügten Gewalt durch 
einen derspäter verurteilten Lehrer 
einem anderen Erwachsenen anver-
trauen wollte. Dieser verlangte, an-
statt zu helfen, pornografische Bilder 
von ihr. Hierbei handelt es sich um 
den anderen verurteilten Lehrer. 

Mitte Februar 2026 fiel dann ein Ur-
teil im 350 km entfernten  Bremen: 
Ein Lehrer wurde von seiner Schule 
freigestellt. Ein ehemaliger Schüler 
erhob im Schulsenat Vorwürfe gegen 
den Lehrer: Bei einem Ausflug zu 
einem Badesee soll er initiiert ha-
ben, dass Schülerinnen sein Auto im 
Bikini waschen. Dabei soll er sie ge-
filmt haben. Außerdem soll er sich 
sexuell übergriffig verhalten und die 
Schülerinnen angefasst haben. Hinzu 
kommt, dass der Lehrer vor mehreren 
Jahren ein „sexuelles Verhältnis“ mit 
einer 18-jährigen Schülerin gehabt 
hat.

Das Urteil des Oberverwaltungs-
gerichts Bremen: Der Lehrer muss 
„amtsangemessen“ beschäftigt wer-
den. Denn eine Suspendierung ist nur 
zulässig, wenn eine Entfernung aus 
dem Beamtenverhältnis zu erwarten 
ist. Davon wird in der Beurteilung 
des gerichtlichen Eilverfahrens bis-
her nicht ausgegangen. Ein Diszip-
linarverfahren der Bildungsbehörde 
läuft momentan gegen den Lehrer, 
wobei der Sachverhalt geklärt wird. 
Es ist klar: Der Lehrer wird nicht 

mehr an seine alte Schule zurück-
kehren. Jedoch muss die Bremer Bil-
dungsbehörde den Mann weiterhin 
beschäftigen.

Das Patriarchat macht  
keinen Halt vor der Schule

Die Fälle zeigen: Patriarchale Gewalt 
macht nicht vor Schulen halt. Der 
Unterdrückungsmechanismus des 
Patriarchats weist Frauen und ande-
ren Geschlechtern bestimmte Rollen 
und Verhaltensweisen zu, die dem 
Mann untergeordnet sind. Durch-
gesetzt wird diese Unterdrückung in 
zugespitzter Form durch patriarchale 
Gewalt in Form von psychischer, kör-
perlicher oder sexualisierter Gewalt.

Das Patriarchat ist in allen gesell-
schaftlichen Bereichen wiederzufin-
den – im Berufsalltag, in romanti-
schen Beziehungen oder eben auch 
im Schulleben. Die Schule sollte für 
Schüler:innen ein weiterer sozialer 
Schutzraum sein. Besonders Kinder 
und Jugendliche bedürfen deshalb 
eines besonderen Schutzes.

Die Realität des aktuellen gesell-
schaftlichen Systems zeigt jedoch, 
dass die Lage eine andere ist. Es gibt 
Lehrer, die ihre Machtpositionen und 
Vorbildfunktion ausnutzen, um Schü-
lerinnen zu missbrauchen – so auch 
in Erfurt und Bremen.

Betroffene werden zum 
Schweigen gebracht

Welchen Umgang Betroffene sexua-

lisierter Gewalt im Schulkontext er-
leben, wurde durch eine  Studie  auf-
gearbeitet. Die Betroffenen werden 
häufig durch Drohungen der Täter 
zum Schweigen gebracht. Gerade im 
schulischen Kontext wird durch das 
extreme Gefälle bei Alter und Macht-
position zwischen Betroffenen und 
Tätern die Schülerin durch den Leh-
rer bagatellisiert oder bedroht. Auch 
unzureichende sexuelle Bildung ist 
ein Faktor, warum Betroffene über 
das Erfahrene schweigen.  Schüler:in-
nen sollten theoretisch in der Lage 
sein, das was ihnen passiert beschrei-
ben zu können, um sich Unterstüt-
zung zu holen.

Ignoranz anderer Lehrer:innen, Schü-
ler:innen oder sogar der Eltern zeigt 
sich gerade dann, wenn offensichtli-
ches übergriffiges Verhalten als „Ge-
sprächsthema“ in der Schule kursiert, 
die Konsequenzen des Handelns je-
doch ausbleiben – es bleibt bei Ge-
tratsche.

Nicht zuletzt ist auch das bewusste 
Ignorieren bzw. Unter-den-Teppich-
Kehren durch die Verantwortlichen 
ein Grund, warum Betroffene nicht 
über ihre Lehrer:innen hinaus über 
das Erlebte sprechen. Schulen stel-
len den Schutz der Institution und 
des eigenen Rufs vor den Schutz von 
Schüler:innen.

Schweigen und Scham der Betroffe-
nen geben den Tätern auch nach dem 
Übergriff Macht über das Leben der 
Betroffenen.

Der Fall in Bremen zeigt: Die Gesetze 

in Deutschland schützen Schülerin-
nen nicht ausreichend vor sexuali-
sierten Übergriffen und Gewalt durch 
Lehrer. Die Frage des Beamtenstatus 
wird direkt gegen den Schutz von 
Schüler:innen abgewogen. Entspre-
chende Gesetze stützen dies.

Frauen schützen Frauen

Im Kampf gegen das Patriarchat hel-
fen Mädchen und Frauen vor allem 
Solidarität und der Zusammenschluss 
mit anderen. Ob in der Schule, in der 
Uni oder im Betrieb: Es ist wichtig, 
Mitschüler:innen, Kommiliton:innen, 
Kolleg:innen oder Nachbar:innen zu 
glauben, wenn sie von Fehlverhalten 
und Gewalt berichten. Die Gerichte 
erwarten von Frauen oft eine lücken-
lose Beweiskette über das, was ih-
nen widerfahren ist. Die Vorteile, die 
Männer durch ihr Verhalten erlan-
gen, oder das Machtgefälle zwischen 
Tätern und Betroffenen werden größ-
tenteils nicht ernsthaft berücksich-
tigt.

Ein kollektiver Umgang mit dem Er-
lebten hilft den Betroffenen, sich ge-
gen Einschüchterung und Erpressung 
zu wehren. Während Täter häufig auf 
die Vereinzelung und die Scham der 
Betroffenen setzen, kann dem durch 
Kollektivität begegnet werden. Ver-
antwortliche Institutionen können 
so entschlossener zur Verantwortung 
gezogen und Strukturen, die Täter 
schützen, aufgebrochen werden.

Nicht zuletzt gilt es auch, das Patriar-
chat als Unterdrückungsmechanis-
mus zu überwinden, damit es nicht 
mehr zu patriarchalem Fehlverhal-
ten und Gewalt kommt. Dies gelingt, 
wenn Frauen und Mädchen in allen 
gesellschaftlichen Bereichen vertre-
ten sind und entsprechenden Schutz 
sowie Prävention organisieren.

Solche Schutz- und Präventions-
maßnahmen können schon im Klei-
nen organisiert werden – auch in 
Schulen können sich Schülerinnen 
untereinander organisieren: in einer 
Frauen-AG, durch Vorträge oder bei 
Schüler:innenversammlungen. Mög-
lichkeiten gibt es viele. Nutzen wir 
sie!

Die Missbrauchsfälle durch Lehrer in Erfurt und Bremen zeigen ein Versagen der Schulen, Lehrer:innen, Gerichte 
und Gesetze auf. Täter bleiben lange ungestört, und Betroffene können sich auf keinen Schutz verlassen. - Ein Kom-
mentar von Aziza Mounir.
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Staat und Schule schützen Mädchen nicht
Missbrauchsfälle an Schulen:

 Kurdishstruggle (https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Kurdish_YPG_Fighters_(30358638660).jpg), „Kurdish 
YPG Fighters (30358638660)“, https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/legalcode „¡Ni Una Menos! // Buenos Aires 2016“ von Colores Mari, CC BY 2.0https://www.flickr.com/photos/nachoeuro-
pa/27357473542“
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Ein absehbares Desaster: Drei Wo-
chen nach dem Angriff der USA und 
Israels auf den Iran war dessen Re-
gime noch keinesfalls gestürzt. Trotz 
der Tötung eines Großteils der staat-
lichen und militärischen Führung 
und großer Zerstörungen im Land 
waren die militärischen Kräfte vor al-
lem der iranischen „Revolutionsgar-
den“ (IRGC) weiterhin handlungs-
fähig und beschossen Israel und die 
arabischen Nachbarländer mit Rake-
ten und Drohnen. Durch die Sper-
rung der Straße von Hormus war der 
Schiffsverkehr durch die Meerenge 
um 95 Prozent zurückgegangen und 
damit einer der wichtigsten globalen 
Transportwege für Öl, Gas und Dün-
gemittel faktisch lahmgelegt. Selbst 
bei einem Waffenstillstand werden 
die Folgen davon noch Monate bis 
Jahre zu spüren sein, zumal mit Stand 
Ende März auch knapp 40 Ölraffine-
rien, Gasfelder und andere Produk-
tionsstätten für Energieträger in der 
Golfregion beschädigt waren.

Die Folgen waren schnell rund um 
den Globus zu spüren: In Deutsch-
land schossen die Preise für Benzin 
und Diesel auf weit über 2 Euro, was 
durch die Preispolitik der Mineral-
öl-Monopole zusätzlich verschärft 
wurde. In Bangladesch kam es infol-
ge des Lieferausfalls bei Flüssiggas zu 
Stromausfällen in der Textilindustrie. 
Von Indien bis zu den Philippinen 
mussten Fabriken teilweise ihre Pro-
duktion herunterfahren. Asiatische 
Regierungen führten Rationierungen 
von Treibstoff und Fahrverbote für 
Privatautos ein und schränkten den 
Öffentlichen Dienst ein, um Ener-
gie zu sparen. In Brasilien drohten 
LKW-Fahrer:innen infolge der Preis-
explosion bei Diesel mit Streiks. Eine 
Agrarkrise zeichnete sich infolge der 
Blockade von Düngerlieferungen be-
reits ab, China als zweitgrößter Dün-
gerexporteur verhängte zudem einen 
Auslieferungsstopp.

Der Überfall auf den Iran kam nicht 
als Überraschung. Bereits im ver-
gangenen Jahr hatte Israel seinen 
strategischen Konkurrenten in der 
Region im sogenannten Zwölf-Tage-

Krieg angegriffen und mithilfe der 
USA Schläge gegen dessen Atompro-
gramm geführt. Schon Wochen vor 
dem Angriff am 28. Februar hatten 
die USA das größte Militäraufgebot 
seit dem Irakkrieg 2003 in der Region 
aufgefahren. 

Imperialistischer Krieg vor 
geostrategischem 

 Panorama

Die Feindschaft der USA und Israels 
mit dem Iran geht auf die iranische 
Revolution von 1979 zurück, als brei-
te Volksmassen das mit den USA ver-
bündete Schah-Regime stürzten. In 
der von fortschrittlichen politischen 
Kräften in den Städten begonnenen 
Revolution setzte sich der schiitische 
Klerus um Ayatollah Ruhollah Kho-
meini (1902-1989) als führende Kraft 
durch und errichtete die Islamische 
Republik. Diese richtete sich nach 
außen gegen die Interessen des US-
Imperialismus und Israels, bildete 
zugleich aber ein nach innen rück-
schrittliches Regime, das seine frü-
heren sozialistischen Bündnispartner 
verfolgte und ermorden ließ. Der am 
28. Februar getötete Ayatollah Ali 
Khamenei war der Nachfolger Kho-
meinis als „Oberster Führer“. 

Schon lange wollten die USA und 
Israel mit ihrem iranischen Erzfeind 
aufräumen. In den 1980er Jahren be-
waffneten sie dafür den irakischen 
Diktator Saddam Hussein, der den 
Iran angriff und dort massenhaft 
Chemiewaffen einsetzte. Die frühere 
US-Präsidentschaftskandidatin Hil-
lary Clinton erklärte 2008, dass eine 
Regierung unter ihrer Führung den 
Iran angreifen werde. Diese Position 
vertraten auch zahlreiche weitere 
Hardliner in der US-Regierung wie 
der frühere Nationale Sicherheitsbe-
rater John Bolton. Sie hatten sich da-
mit aber trotz entsprechenden Drucks 
aus Israels nicht durchsetzen können. 

Der jetzige Überfall ist auch vor dem 
Hintergrund der Rivalität des US-Im-
perialismus mit China zu verstehen: 
Der Iran war bislang der wichtigste 
Verbündete Chinas in Westasien, der 

die Volksrepublik unter anderem mit 
zwölf Prozent ihrer Ölimporte ver-
sorgte. 

Asymmetrische  
Kriegsführung des Iran

Die US-Regierung unter Donald 
Trump ging vor dem 28. Februar of-
fenbar davon aus, dass sie den Iran 
durch einen Enthauptungsschlag 
gegen seine Führung entscheidend 
schwächen und zu Verhandlungen 
zwingen könne. Das Risiko einer Blo-
ckade der Straße von Hormus wurde 
laut Einschätzung unter anderem des 
demokratischen US-Senators Chris 
Murphy unterschätzt, der sich dabei 
auf nicht-öffentliche Senatsbriefings 
durch das Militär beruft.

Das iranische Regime konnte seine 
dezentralen Kommandostrukturen 
in den ersten Kriegswochen trotz der 
Tötung zahlreicher führender Figuren 
nicht nur aufrechterhalten. Vielmehr 
trieb es die Kosten des Krieges für 
die USA, Israel und ihre Verbündeten 
immens nach oben: Erstens durch die 
Überforderung ihrer Luftabwehrsys-
teme mit dem Abschuss billiger Ra-
keten und Drohnen. Zweitens durch 
das Absetzen von Wasserminen, die 
neben den Drohnen ausreichten, um 
Tanker von der Durchfahrt durch die 
Straße von Hormus abzuhalten. Eine 
vollständige militärische Vernich-
tung der IRGC, die knapp 200.000 ak-
tive Kräfte umfassen, gilt als unwahr-
scheinlich. 

Deutsches Kapital  
hart getroffen

In den ersten Kriegswochen hat sich 
die deutsche Regierung klar gegen ei-
nen Bundeswehreinsatz in der Golf-
region ausgesprochen. Inwiefern sie 
dieses Nein auch bei einer andauern-
den Meeresblockade aufrechterhält, 
muss man abwarten. Wie schon beim 
Irakkrieg 2003 lässt sie die USA ihre 
Militärstützpunkte in Deutschland 
trotzdem für den Krieg benutzen. Das 
betrifft vor allem die Ramstein Air 
Base, die seit Jahrzehnten ein zentra-
ler Knotenpunkt der US-Kriegsfüh-

rung in Westasien ist.

Getroffen wird das deutsche Kapital 
durch die Kriegsfolgen bereits jetzt 
sehr hart. Die deutsche Wirtschaft 
befand sich nach einer jahrelangen 
Dauerkrise infolge von Überproduk-
tion, Corona-Pandemie und Ukrai-
nekrieg in einer leichten Erholungs-
phase. Jetzt schlagen die steigenden 
Energie- und Frachtkosten zusam-
men mit erneut unterbrochenen Lie-
ferketten direkt auf die Gewinne der 
deutschen Industrie. Inwieweit die 
deutsche Regierung versuchen wird, 
die Krisenfolgen für Unternehmen 

und Bevölkerung erneut durch  Mil-
liardenpakete abzufedern, wird sich 
erst in den nächsten Monaten und in 
Abhängigkeit vom weiteren Kriegs-
geschehen abzeichnen. Dass dieses in 
überschaubarer Zeit mit mehr als ei-
nem fragilen Waffenstillstand enden 
könnte, erscheint derzeit unwahr-
scheinlich.

Die Arbeiter:innenklasse in Deutsch-
land muss sich deshalb auf eine even-
tuelle deutsche Kriegsbeteiligung, auf 
eine neue Teuerungswelle und neue 
Angriffe von Kapital und Regierung 
vorbereiten. 

International

Mit dem Überfall auf den Iran am 28. Februar wollten die USA und Israel einen Regimewechsel im Land erzwingen 
und den Raum Westasien nach ihren Interessen umgestalten. Die offensiven Gegenschläge des Iran gegen die ge-
samte Golfregion haben die Weltwirtschaft in eine nachhaltige Krise gestürzt. Dies betrifft auch den deutschen Ka-
pitalismus. - Ein Kommentar von Thomas Stark.

Krieg im Iran:
Beginn eines Flächenbrandes?
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Spätestens seit der im Februar 2022 
durch den damaligen Kanzler Olaf 
Scholz (SPD) ausgerufenen „Zeiten-
wende“ läuft der deutsche Militaris-
mus wieder an. Der schwindende 
Absatzmarkt für deutsche Produkte, 
eine wirtschaftliche Krise und der 
Rückzug der USA aus der NATO ha-
ben in der Regierung zu einem Strate-
giewechsel geführt. In einer solchen 
angespannten Lage kennen Staaten, 
die den Gesetzen des kapitalistischen 
Marktes unterliegen, nur die Flucht 
nach vorn.

Die Devise lautet Aufrüstung, um 
wieder zu „alter Stärke“ zu gelangen. 
In der Folge wurde die Wehrpflicht 
wieder eingeführt. Zudem wurden 
hunderte Milliarden Euro in Militär 
und kriegsnotwendige Infrastruktur 

gesteckt. Die spezialisierte Bundes-
wehr, die durch begrenzte Auslands-
einsätze die Interessen des deutschen 
Kapitals sichert, soll im Kriegsfall in 
der Lage sein, zu einer Massenarmee 
zu werden. Deutschland soll kriegs-
tüchtig werden. Und gegen genau 
diesen Militarismus des deutschen 
Staates wehren sich in den letzten 
Jahren immer mehr Menschen.

Friedensbewegung oder 
Antimilitarismus?

Die Antikriegsbewegung hat eine 
lange Geschichte in Deutschland. Be-
reits vor dem Ersten Weltkrieg stellte 

sich der Kommunist Karl Liebknecht 
im Parlament gegen die Kriegskredi-
te und agitierte gegen den deutschen 
Militarismus.

Seit dem 15. April 1960 gibt es die Os-
termärsche, bei denen Zehntausende 
in der ganzen Bundesrepublik auf die 
Straßen gingen. Demonstriert wur-
de damals gegen die atomare Hoch-
rüstung und Wiederbewaffnung der 
BRD. Die Antikriegsbewegung poli-
tisierte in den ersten Jahren viele 
Menschen. Seit dem Ende des Kalten 
Krieges und der Annexion der DDR 
Anfang der 90er Jahre hat die Be-
wegung jedoch nicht mehr zu alter 
Größe zurückgefunden. Allerdings 
haben die Angriffskriege auf Serbien 
(1999), Afghanistan (2001) und den 
Irak (2003) sowie der Ukrainekrieg 

seit 2022 die Bewegung immer wie-
der belebt.

Die Kräfte auf den Friedensmärschen 
vertreten sehr unterschiedliche Posi-
tionen. Vor allem der Ukrainekrieg 
hatte einen starken Rechtsruck der 
ursprünglich fortschrittlichen Oster-
märsche nach sich gezogen. Denn 
einige Kräfte stellten sich einseitig 
hinter die Ukraine und ihre westli-
chen Verbündeten und verteidigten 
die Interessen der NATO. Ein anderer 
Teil stellte sich hinter Russland. Der 
Vorwurf, „russlandtreu“ zu sein, wur-
de vom Staat zudem instrumentali-
siert, um antiimperialistische Kräfte 

zu diffamieren. Neben dem Rechts-
rutsch der linkeren Kräfte beteiligten 
sich rechte Organisationen wie „Die 
Basis“ und Teile des „Querdenker“-
Spektrums an den Protesten.

Doch auch fortschrittliche Tenden-
zen zeigen sich: Neben der Forderung 
der Beendigung des Genozids in Gaza 
wird immer öfter die kapitalistische 
Produktionsweise als Ursache der 
Kriege benannt und ein entschiede-
ner Kampf gegen den Militarismus 
gefordert. Das zeigt sich auch in den 
Parolen. Denn nicht nur auf dem Os-
termarsch, sondern auch auf zwei 
Schulstreiks in den vergangenen Mo-
naten wurde laut gerufen: „Die Rei-
chen wollen Krieg – die Jugend eine 
Zukunft!“.

Die Schüler:innen bestreikten im 
März bereits das zweite Mal die Schu-
len, um für eine Zukunft zu kämpfen, 
in der sie nicht für die Interessen der 
Herrschenden an die Front geschickt 
werden. Dabei nahmen wieder über 
50.000 Schüler:innen und Eltern teil. 
Denn auch die Erwachsenen setzten 
an beiden Demonstrationen ein star-
kes Zeichen, dass weder sie noch ihre 
Kinder den Krieg von Merz, Pistorius 
und Co. wollen. Für den 8. Mai, den 
Tag der Befreiung vom Hitlerfaschis-
mus, ist ein dritter Streik angesetzt.

Auf diese kämpferischen Streikde-
monstrationen antwortete die Polizei 
mit starken Repressionen. Schüler:in-
nen in Stuttgart wurde ein Bußgeld 
angedroht, würden sie ein weiteres 
Mal streiken. Ebenfalls in Stuttgart 
wurden die Schultore verschlossen, 
damit sich die Schüler:innen nicht der 
vorbei ziehenden Demonstration an-
schließen konnten. Außerdem wurde 
ein Münchner Schüler wegen eines 
Schildes mit der Aufschrift „Merz, 
stirb doch selbst an der Ostfront“ ver-
haftet.

Ziel dieser Repressionen ist es, die 
kämpferische antimilitaristische 
Bewegung schon heute im Keim 
zu ersticken und zu verhindern, 
dass sie zu einer Massenbewegung 
wird. Denn diese Massen will der 
Staat für die Bundeswehr oder die 
Kriegsproduktion gewinnen. Und 
in einem Kriegsfall zielt die BRD 
darauf ab, die Bevölkerung hinter 
ihre Interessen zu vereinen, anstatt 
dass sie für ihre Interessen aufsteht. 

Pazifismus – Machtkampf 
ohne Machtinstrumente?

Ein großer Teil der Friedensbewe-
gung in Deutschland stellt heute pa-
zifistische Forderungen auf. Oft sind 
diese verbunden mit moralischen Ap-
pellen an den Rechtsstaat. Dabei wird 
allerdings außer Acht gelassen, dass 
weder die Gerichte noch Politiker:in-
nen das Problem an der Wurzel fas-
sen werden. Denn für langfristigen 
Frieden müsste man die kapitalisti-
sche Ordnung zerschlagen. Da der 
Kapitalismus auf Grund seiner immer 
wieder aufkommenden Krisen stetig 
neue Kriege schafft, brauchen wir 
eine andere Ordnung. Im Sozialis-
mus produzieren die Menschen nur 
nach ihren Bedürfnissen und nicht 
nach denen der Kapitalist:innen. Also 
führt man im Sozialismus auch kei-
ne Kriege mehr für die Interessen der 
Kapitalist:innen.

Doch die Herrschenden werden ihre 
Vormachtstellung weder durch fried-
liches Demonstrieren noch durch 
moralische Appelle aus den Händen 
geben. Und genau da kommt der Pa-
zifismus an seine Grenzen. Daher be-
deutet es für eine konsequente anti-
militaristische Bewegung, im Kampf 
gegen den Militarismus kein Mittel 
auszuschließen.

Die Aufgabe heute besteht darin, 
den Protesten gegen den Krieg einen 
klassenkämpferischen Ausdruck zu 
verleihen. Und das natürlich auch 
an der Seite von Pazifist:innen. Die 
Kriegsvorbereitungen finden aller-
dings auch in unseren Vierteln statt, 
dort hat sich schon heute die Rüs-
tungsindustrie und das Bundeswehr-
Karrierecenter niedergelassen. In 
den Schulen werden immer häufiger 
Jugendoffiziere eingeladen, immer 
mehr Geld wird in den Aufbau der 
Rüstungsindustrie gesteckt  und an  
Universitäten soll die Zivilklausel ab-
geschafft werden.

Karl Liebknecht drückte es vor über 
hundert Jahren folgendermaßen aus: 
„Der Hauptfeind des deutschen Vol-
kes steht in Deutschland: der deut-
sche Imperialismus, die deutsche 
Kriegspartei, die deutsche Geheimdi-
plomatie“. Der Hauptfeind steht auch 
an den Orten, an denen wir leben und 
arbeiten – nehmen wir also dort den 
Kampf auf!

Antikriegsproteste erfahren zuletzt in Deutschland neuen Aufschwung. Wollen wir sie weiterentwickeln, müssen wir 
das Problem an der Wurzel packen. – Ein Kommentar von Leon Wandel.

Ostermarsch und Schulstreik: 
Für eine konsequent antimilitaristische Antikriegsbewegung
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In Deutschland wird uns schon in 
der Schule beigebracht, wie wichtig 
freier Journalismus ist. Die Presse gilt 
als „Vierte Gewalt“ in der deutschen 
Demokratie. Sie soll den Reichen und 
Mächtigen da auf die Finger schauen, 
wo sie es selbst nicht so gerne haben. 
Sie soll Machtmissbrauch und Kor-
ruptionsskandale aufdecken. Und sie 
soll die Äußerungen von Politiker:in-
nen, die doch traditionell um Selbst-
lob bemüht sind, kritisch einordnen.

Soweit die Theorie. Und es gibt wirk-
lich unzählige Journalist:innen in die-
sem Land, die genau diese Aufgaben 
als Kern ihrer eigenen Jobbeschrei-
bung sehen würden. Auch wir von 
Perspektive wollen dazu beitragen.

Was aber geschieht mit der freien 
Presse in Zeiten zugespitzter politi-
scher Konflikte zwischen Großmäch-
ten, wirtschaftlicher Krisen und Krie-
gen?

Harte Zeiten für den  
Journalismus

In der jährlich veröffentlichten „Welt-
rangliste der Pressefreiheit“ kommt 
die NGO Reporter ohne Grenzen im 
letztem Jahr zum Befund, dass die 
Pressefreiheit weltweit auf einem 
„historischen Tiefstand“ angelangt 
sei.

Neben Gewalt gegen Journalist:innen 
wird hier insbesondere ökonomischer 
Druck als zentrale Gefahr für Presse-
vielfalt bewertet. Zu einem Großteil 
gehe dieser Druck auf eine Konzen-
tration der Eigentumsverhältnisse 
in der Presselandschaft und Druck 
durch Werbepartner oder Finanziers 
zurück. Auch zu begrenzte staatliche 
Fördermittel oder solche, die auf frag-
würdige Art und Weise verteilt und 
eingesetzt werden, prangert die NGO 
an.

Auch in Deutschland lässt sich be-
obachten, dass die Medienlandschaft 
sich ausdünnt. Dies wird beschleunigt 
durch eine schnelle Veränderung der 
Art, wie Medien konsumiert werden 
und einem relativen Rückgang von 
gedruckten Medien. Der berüchtigte 
Springer-Verlag hingegen streicht of-
fenbar weiterhin sprudelnde Gewin-
ne ein und hat zuletzt sogar mit dem 

Plan, „The Telegraph“, eine große bri-
tische Verlagsgruppe, aufzukaufen, 
für Schlagzeilen gesorgt.

Unabhängige Lokalredaktionen wer-
den hingegen dicht gemacht oder zu-
sammengelegt, die Redaktionsarbeit 
in einer Verlagsgruppe konzentriert. 
Und dass es schwer ist, sich gegen 
privatrechtliche Klagen von „rechts-
konservativen“ Privatpersonen oder 
großen Unternehmen zu behaup-
ten, wenn man keine entsprechende 
Kriegskasse hat, haben wir ja auch 
als Perspektive schon häufiger erlebt. 
Aber auf andere Medien wirkt dieser 
Effekt natürlich auch.

Pressefreiheit vs. 
 Staatsräson

Auch für Deutschland beklagt die 
NGO eine Verschlechterung der 
Lage. Hier wurde im letzten Jahr erst-
mals auch die Einschränkung der 
journalistischen Arbeit in den Medi-
enredaktionen selbst als wesentlicher 
Problemfaktor angeführt.

Wer als Journalist:in während des is-
raelischen Kriegs in Gaza das eigene 
politisches Gewissen und Mitgefühl 
mit der palästinensischen Bevölke-
rung nicht schon in der Garderobe 
der Redaktion an den Haken hängen 
wollte, bekam schnell die volle Härte 
der „Deutschen Staatsräson“ zu spü-
ren. Denn diese Staatsräson fordert 
bedingungslose Solidarität mit Israel.

Reporter ohne Grenzen berichtet 
auf der Grundlage von 60 ausführ-
lichen Interviews mit Medienschaf-
fenden in Deutschland davon, dass 
entsprechende Themenvorschläge 
häufig abgelehnt wurden. Auch seien 
in zahlreichen Redaktionen schar-
fe Sprachregelungen eingeführt und 
durchgesetzt worden. Die sahen dann 
etwa vor, dass der Krieg nicht als Ge-
nozid bezeichnet werden dürfte, Isra-
el nicht als Apartheidsregime und die 
Hamas ausschließlich und immer als 
Terroristen bezeichnet werden müs-
sen.

Dumm nur, dass diese „Sprachrege-
lungen“ nicht nur im Widerspruch 
zur Realität stehen, sondern auch zu 
den Einordnungen durch die Verein-
ten Nationen und Menschenrechts-

organisationen wie Amnesty Inter-
national oder Human Rights Watch; 
von Palästinenser:innen vor Ort mal 
ganz zu schweigen. In der Folge ha-
ben Journalist:innen  ernste Schwie-
rigkeiten bei der Suche nach zum 
Beispiel arabischen Interviewpart-
ner:innen bekommen. Diese konnten 
sie nicht auf die Vorgaben der eige-
nen Redaktion verpflichten. 

Leider bedarf es wohl nicht viel Fan-
tasie, um sich auszumalen, wie sich 
diese Entwicklung ausgeweitet fort-
setzen würde, wenn beispielsweise 
nicht nur ein mit der deutschen Re-
gierung eng befreundeter Staat wie 
Israel, sondern Deutschland selbst an 
einem Krieg beteiligt wäre.

Die bittere Wahrheit ist, dass wäh-
rend sich die Großmächte auf einen 
neuen Weltkrieg vorbereiten, nicht 
nur Bomben und Panzer gebaut wer-
den, sondern auch die „Heimatfront“ 
vorbereitet werden muss. Und da ge-
hört eine möglichst staatstreue Presse 
mit möglichst wenig kritischen Stim-
men an den entscheidenden Punkten 
unbedingt dazu.

Entführungen, Vergewal-
tigungen, Morde: Journa-
list:innen als Zielscheibe

Wie aber steht es in Ländern, in denen 
die Fassade bürgerlicher Demokratie 
bereits weit stärker demontiert ist als 
in Deutschland? Wir können davon 
ausgehen, dass alle gerade beschrie-

benen Mechanismen dort ebenfalls 
wirken, aber sie werden häufig noch 
durch ganz offenen Terror gegen kri-
tische Journalist:innen ergänzt.

Natürlich fallen uns hier schnell be-
sonders bekannte Beispiele ein. Bei-
spielsweise der Journalist Jamal 
Kashoggi, der 2018 in der saudi-arabi-
schen Botschaft in Istanbul ermordet 
und zerstückelt wurde. Oder Daphne 
Galizia, die 2017 auf Malta durch eine 
Autobombe getötet wurde, nachdem 
sie zur Korruption auf Malta recher-
chiert hatte.

Aber solche direkten Formen der Ge-
walt beschränken sich bei weitem 
nicht auf diese prominenteren Fälle. 
Und sie betreffen auch Menschen aus 
Deutschland. Zum Beispiel die Jour-
nalistin und Aktivistin Anna Liedt-
ke, die Ende letzten Jahres öffentlich 
machte, dass das israelische Militär 
sich mit einer Vergewaltigung an ihr 
rächte, weil sie sich an der Freedom 
Flotilla nach Gaza beteiligt hatte.

Ein noch aktuelleres Beispiel stellen 
die Journalist:innen Ahmed Polad 
und die aus Deutschland stammende 
Eva-Maria Michelmann dar, die nach 
aktuellem Kenntnisstand am 18. Ja-
nuar im Zuge der Offensive durch die 
syrische Armee in der nordsyrischen 
Stadt Raqqa verschleppt worden sind.

Wo solche krassen Formen von Ge-
walt gegen Journalist:innen ange-
wendet werden, geht es stets nicht 
nur darum, einzelne Journalist:innen 
zu bestrafen oder aus dem Weg zu 
räumen, sondern auch darum, alle 
Journalist:innen und Aktivist:innen, 
die es ihnen gleich tun könnten, ein-
zuschüchtern.

Aushebeln lässt sich diese Strategie 
nur, wenn wir zu solchen Verbrechen 
nicht schweigen, sondern sie anpran-
gern und öffentlich machen. Nicht 
um die Angst noch zu nähren, son-
dern damit Wut an ihre Stelle treten 
kann.

In Zeiten permanenter Kriege und Krisen verschärft sich auch der Druck auf Journalismus und Pressefreiheit. - Ein 
Kommentar von Paul Gerber.

Kritischer Journalismus 
im Fadenkreuz

Kurdishi (https://commons.wikimedia.org/wiki/Fi-
le:Ster_hakim.jpg), https://creativecommons.org/licen-
ses/by-sa/4.0/legalcode 
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Liebe Genoss:innen, ihr 
habt ein anstrengendes 
aber erfolgreiches Wo-
chenende voller Diskussio-
nen hinter euch. Was wa-
ren die Schwerpunkte der 
Konferenz?

Die Konferenz konzentrierte sich 
vor allem auf die jüngsten arbeiter-
feindlichen Gesetze, die verabschie-
det wurden und Tarifverträge sowie 
Löhne untergraben, und auf staatli-
che Eingriffe in die Gewerkschaften 
wie die Überwachung und Erstellung 
von Profilen von Gewerkschafts-
mitgliedern durch den bürgerlichen 
Staat und die Kapitalist:innen. Neben 
diesen Themen behandelte die Konfe-
renz auch den Kampf um Arbeitsplät-
ze und Lohnerhöhungen sowie die 
Kritik an anderen Kräften innerhalb 
der Gewerkschaften – seien sie kapi-
talistennah oder reformistisch – die 
den Kampf der Arbeiter:innen in die 
Irre führen.

Was waren die wichtigsten 
Ergebnisse des Treffens?

Auf dem Treffen wurden einleitende 
Texte vorgestellt, die von allen Mit-
gliedern und den Personen, mit denen 
wir in Kontakt stehen, ausführlich 
diskutiert wurden. Gleichzeitig fand 
über mehrere Wochen hinweg ein öf-
fentlicher Online-Dialog statt, in dem 
dutzende Kommentare zu verschie-
denen Fragen der Arbeiter:innenbe-
wegung von Genoss:innen sowie von 
interessierten Personen veröffent-
licht wurden. Auf Grundlage dieser 
Diskussion wird eine Broschüre er-
scheinen, in der die zentralen The-
men des Treffens zusammengefasst 
werden.

Wie ist der aktuelle Stand 
der sozialen Reformen in 

Griechenland, und wie wir-
ken sie sich auf die Bemü-
hungen zur Stärkung der 
Arbeiter:innenklasse aus? 
Was sind die entscheiden-
den Faktoren in diesem 
Kampf?

In letzter Zeit entfaltet sich der An-
griff auf zwei Ebenen: Einerseits un-
tergraben die verabschiedeten arbei-
terfeindlichen Gesetze Einkommen 
und Rechte der Beschäftigten, etwa 
in Bezug auf Arbeitszeiten, Urlaub, 
Arbeitssicherheit und Ähnliches. An-
dererseits werden Gesetze erlassen, 
die die Funktionsweise der Arbei-
ter:innenbewegung schwächen und 
sie in die bürgerliche Legalität ein-
binden. Das jüngste Gesetz betrifft 
die Tarifverträge. In unserem Land 
gibt es inzwischen nur noch sehr we-
nige Tarifverträge. Entsprechend den 
EU-Richtlinien wird die Regierung 
neue Tarifverträge einführen. Diese 
werden jedoch nicht unter Druck der 
Beschäftigten ausgehandelt worden 
sein und eher als arbeitsrechtliche 
Regelwerke fungieren: Sie gewähren 
keine echten Rechte und garantieren 
keine Erhöhung der Mindestlöhne. 
Zudem setzen sie die Gewerkschaf-
ten unter Druck, Mitgliederlisten und 
Finanzunterlagen offenzulegen sowie 
sich staatlich registrieren zu lassen, 
wenn sie am Verhandlungsprozess 
teilnehmen wollen. Dieses Gesetz 
untergräbt also nicht nur die Rech-
te der Beschäftigten und verhindert 
bessere Lohnverhandlungen, sondern 
schwächt auch die gewerkschaftliche 
Organisation und verstärkt die direk-
te staatliche Kontrolle über die Ge-
werkschaften. Angesichts dieser Situ-
ation dürfen sich die Arbeiter:innen 
weder von der Regierung noch von 
der bürgerlichen Legalität einschüch-
tern lassen; sie müssen sich organi-
sieren und ihre Rechte einfordern, 

selbst wenn der Staat damit droht, 
ihre Gewerkschaften zu verbieten.

Hier in Deutschland wird 
die Arbeiter:innenbewe-
gung von den gelben und 
reformistischen DGB-Ge-
werkschaften dominiert. 
Wie ist die Situation in 
Griechenland? Welche 
Gewerkschaften sind die 
wichtigsten Akteure, und 
wie ist euer Verhältnis zu 
ihnen?

In Griechenland gibt es im privaten 
Sektor eine einheitliche Gewerk-
schaftsstruktur und eine weitere im 
öffentlichen Sektor. Der Dachver-
band, der die Gewerkschaften und 
Föderationen des privaten Sektors 
koordiniert, wird von bürgerlichen 
Kräften der PASOK („Panhellenische 
Sozialistische Bewegung“, Sozial-
demokratische Partei, Anm. d. Red.) 
kontrolliert; tatsächlich wird gegen 
den Generalsekretär dieses Verbands 
derzeit wegen Veruntreuung euro-
päischer Gelder ermittelt. Im Dach-
verband des öffentlichen Sektors ist 
die führende Kraft die reformistische 
Gewerkschaft der KKE („Kommunis-
tische Partei Griechenlands“, Anm. d. 
Red.), gefolgt von bürgerlichen und 
rechten Kräften. Wir arbeiten mit 
Vertreter:innen in den Gewerkschaf-
ten und damit auch in den sekundä-
ren Strukturen der Arbeiter:innenbe-
wegung sowohl im privaten als auch 
im öffentlichen Sektor zusammen. 
Die Mehrheit der Menschen ist heute 
nicht gewerkschaftlich organisiert. Es 
herrscht ein Zustand der Zersplitte-
rung, und in diesem wählen system-
nahe und reformistische Kräfte Ver-
treter:innen und erzeugen eine Art 
Scheinrealität. Wir greifen ein, um 
die Beschäftigten davon zu überzeu-
gen, ihren Gewerkschaften beizutre-

ten, regelmäßig Vollversammlungen 
abzuhalten und für ihre Löhne, ihre 
Rechte und die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen zu kämpfen. Wir versu-
chen, die Logik des Stellvertretertums 
zu durchbrechen und die Arbeiter:in-
nen selbst zu mobilisieren.

Möchtet ihr noch abschlie-
ßende Worte an die deut-
sche Arbeiter:innenklasse 
richten? Wie können wir 
euren Kampf in Griechen-
land unterstützen?

Genoss:innen, die Arbeiter:innen-
klasse in Griechenland und Deutsch-
land hat nichts, was sie voneinander 
trennt. In einer Zeit, in der dieses 
System nur Krieg und Armut hervor-
bringt, müssen wir unsere Stärke in 
Solidarität und Organisation finden. 
Wir müssen uns den Kriegsplänen 
von Imperialisten und Kapital wider-
setzen. Wir müssen uns gegen den 
Krieg im Iran und in der Ukraine stel-
len. Wir müssen für unsere eigene 
Perspektive kämpfen. Unser Kampf 
für Rechte, Löhne und Organisation 
ebnet den Weg für die Zukunft der 
Arbeiter:innenklasse. Koordinieren 
wir unseren Kampf. Koordinieren wir 
unsere antimilitaristischen Mobili-
sierungen und bemühen wir uns, Er-
fahrungen aus Kämpfen in Betrieben 
und Gewerkschaften auszutauschen. 
Dieser Kampf ist ein gemeinsamer – 
wir haben nicht nur nichts, was uns 
trennt, sondern die ganze Welt zu ge-
winnen.

Das Interview wurde auf Englisch ge-
führt und von uns ins Deutsche über-
setzt.

Die griechische klassenkämpferische Betriebsorganisation „Taxiki Poreia“ (sinngemäß „Weg des Klassenkampfs“) 
hat im Februar eine landesweite Konferenz in Athen veranstaltet. Auf der Konferenz ging es um den Stand der An-
griffe des Kapitals auf die Rechte, Arbeits- und Lebensbedingungen der griechischen Arbeiter:innenklasse, und da-
rum, wie eine Antwort aus klassenkämpferischer Sicht aussehen kann. Wir haben die Genoss:innen zu den Ergebnis-
sen ihrer Konferenz interviewt, um eine Brücke der internationalen Solidarität von Deutschland nach Griechenland 
zu schlagen.

Arbeitskampf

Angriffe auf die griechische Arbeiter:innenklasse:

„Dieser Kampf ist ein gemeinsamer“
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70 Jahre BND: Spionage für den Krieg

Wer vor zwei 
Jahren an Werbe-
tafeln an Bahnhö-
fen und Bushalte-
stellen vorbeige-
gangen ist, dem 
mag der Spruch 
„Wir suchen 
Terroristen, m/w/d 
– Finde sie mit 
uns“ aufgefallen 
sein. Mit einer 
groß angelegten 
W e r b e k a m p a -
gne versuchte der 
Bundesnachrich-
tendienst (BND) 
damals, neues Per-
sonal zu gewinnen. Für seinen 70. 
Geburtstag fehlt dem deutschen Aus-
landsgeheimdienst ein Slogan, dafür 
gibt es am 1. April eine Veranstaltung 
im eigenen Besucherzentrum, in der 
es um „Auftrag, Arbeit und Geschi-
chte“ des Geheimdienstes gehen soll. 

Aufbau durch Nazi-Kader

Dabei fängt die Geschichte des BND 
eigentlich nicht 1956, sondern schon 
einige Jahre früher an. Es entsprach 
den US-amerikanischen Interessen, 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
in Deutschland einen Stützpunkt 
vor allem gegen die Sowjetunion 
aufzubauen. Dabei stützten sie sich 
auch auf viele Nazi-Kader, die in 
der Zusammenarbeit mit den USA 
wiederum ihre Chance auf das Fort-
bestehen ihrer Karrieren sahen. 
 
Zu ihnen gehörte unter anderem Rein-
hard Gehlen, im Zweiten Weltkrieg 
Leiter des Militärgeheimdienstes „Ab-

teilung Fremde Heere Ost“ der Wehr-
macht. Er begab sich gemeinsam mit 
Gerhard Wessel freiwillig in US-ame-
rikanische Kriegsgefangenschaft und 
übergab den US-Amerikaner:innen 
Informationen, die sie während des 
Krieges über die Rote Armee und die 
Sowjetunion gesammelt hatten. Mit 
dem Aufbau des Geheimdiensts, der 
später den Namen „Organisation Ge-
hlen“ bekam, wurde unter Leitung 
der US-Armee bereits 1946 begonnen. 
Als die inzwischen gegründete Bun-
desrepublik 1952 die Zustimmung 
der Alliierten bekam, die Verfügungs-
gewalt über einen eigenen Auslands-
nachrichtendienst haben zu können, 
begann der nächste Aufbauprozess. 
Dessen Ergebnis war die vollständige 
Übernahme der Organisation Gehlen, 
die von da an den Namen BND bekam.

Umbau dank Zeitenwende

Schwerpunkt des BND war nach sei-
ner Gründung vor allem die Spionage 

gegen die DDR. In den Jahren nach 
ihrer Annexion verlor der BND zum 
Teil an Einheiten und Befugnissen. 
Aber ähnlich wie in Bezug zur Bun-
deswehr verhalf der Ausbruch des 
Ukraine-Kriegs dem BND zu neuer 
Aufmerksamkeit. Die ausgerufene Zei-
tenwende sollte auch dort ankommen. 
So sprach der 2025 zum neuen 
BND-Präsidenten bestimmte Mar-
tin Jäger davon, dass der BND sei-
ne Gegner konfrontieren müsse, wo 
immer dies nötig sei. Außerdem sol-
len weiter gehende Befugnisse laut 
der Bundesregierung, die aktuell 
an einem neuen BND-Gesetz arbei-
tet, auch nicht mehr lange auf sich 
warten lassen. So soll es ihm zum 
Beispiel zukünftig möglich sein, er-
fasste Inhalte von Kommunikation 
über das Internet zu speichern, oder 
Betreiber von Onlinediensten und 
Plattformen, die nicht freiwillig Da-
ten herausgeben, legal zu hacken. 

Bislang darf der BND trotzdem nur 

Informationen sam-
meln, und keine Sa-
botagen, militärische 
Operationen oder ähn-
liches durchführen. 
Das unterscheidet ihn 
zum Beispiel von der 
US-amerikanischen 
CIA oder dem israe-
lischen Mossad. Ange-
sichts  des  deutschen 
Anspruchs, im 
Wettkampf um die 
Weltherrschaft vor-
ne mitzuspielen, ist 
es aber nur eine Fra-
ge der Zeit, bis auch 
hier die Grenzen 

aufgeweicht werden müssen. 

Kriegsvorbereitungen 
 sabotieren

Gut funktionierende Geheimdienste, 
sowohl im In- als auch im Ausland, 
sind für jedes imperialistische Land 
eine Notwendigkeit. Insbesonde-
re wenn es um die Vorbereitung ei-
nes nächsten großen Krieges geht, 
spielt der Auslandsgeheimdienst 
eine zentrale Rolle. In diesem Kon-
text stehen deswegen die Pläne und 
Reformen für den BND nicht iso-
liert, sondern sind ein konkreter Teil 
der deutschen Kriegsvorbereitung. 

Daran ändert auch keine Werbekam-
pagne und keine Geburtstagsfeier 
etwas. Alle, die kein Interesse an im-
perialistischen Kriegen haben, sind 
angesichts von 70 Jahren BND besser 
beraten, Sabotage und Aktionen gegen 
Krieg in die eigene Hand zu nehmen. 

Ausgabe Nr. 109 | April 20268 Repression

Vor 70 Jahren wurde der deutsche Auslandsgeheimdienst BND von den USA zusammen mit Faschist:innen aufge-
baut. Während er damals gegen die vermeintliche kommunistische Gefahr eingesetzt wurde, ist sein Ausbau heute 
Teil der deutschen Kriegsvorbereitungen. Die sollten wir sabotieren, kommentiert Ivan Barker. 
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